Bürgerinitiative „Gegen Deichrückbau im Inselnorden“ e.V.
Zusammenfassung der Fakten für den Landtagsausschuss für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz, Stand 12. Oktober 2009
Als Ausgleichsflächenpool „Cämmerer See“ für geplante Investitionen am Industriestandort Lubmin sollen 950 Hektar Wald- und Wiesenfläche im Norden der Insel Usedom zwischen Peenemünde und Karlshagen durch Rückbau des Hochwasserschutzdeiches am Peenestrom „renaturiert“ und ökologisch aufgewertet werden. Einbezogen in das Projekt wird der Bau des schon lange vom Land geplanten Riegeldeiches zwischen Peenemünde und der Außenküste, der die noch beste-hende Lücke im Hochwasserschutz des Inselnordens schließt. 
Das Projekt soll durch ein Planfeststellungsverfahren, dessen Genehmigungsbehörde das LUNG ist, durchgesetzt werden. Seit Bekanntwerden dieser Pläne im Juni 2008 hat sich in der betroffe-nen Bevölkerung eine geschlossene Front des Widerstands formiert, unsere BI wurde im August 2008 gegründet und im Februar 2009 als Verein eingetragen.
Unsere Argumente:

Hochwasserschutz: Der als Ersatz geplante Deichneubau nordwestlich von Karlshagen kann an-gesichts des zu erwartenden Meeresspiegelanstiegs perspektivisch keine gleichwertige Sicherheit bieten (Anlage 1 und 2). Jüngste Analysen des Instituts für Ostseeforschung (Prof. Dr. Jan Harff) prognostizieren die Gefahr eines über die bisherigen Annahmen hinausgehenden Anstiegs des Meeresspiegels und damit die Überflutungsgefahr für viele Küstenbereiche. Das Projekt „Cäm-merer See“ ignoriert diese Gefahr in grob fahrlässiger Weise. Schon nach den vorsichtigen Prognosen des STAUN Rostock wird sich der Meeresspiegel bis 2070 um bis zu 30 cm erhöhen (Anlage 3). Das bedeutet die ständige Überflutung eines großen Teils des Gebietes, was den ur-sprünglichen Intentionen des Projektes klar widerspricht.
Munitionsaltlasten: Im Gebiet befinden sich zahlreiche Munitionsreste von Blindgängern aus den Bombardierungen der Heeresversuchsanstalt Peenemünde. Der Munitionsbergungsdienst des Landes sieht hier keine Gefahr. Im Gegensatz dazu spricht der Kampfmittelexperte Rudi Kampa aus Braschwitz bei Halle/Saale (Tel.: 034604/22210) einerseits von akuter Gefahr auch ohne Ver-änderung der Situation, andererseits von erhöhter Gefahr bei schwankendem Wasserspiegel. Die Argumente wurden auch nach Vortrag im persönlichen Gespräch von Minister Dr. Backhaus igno-riert.
Denkmalschutz: Die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises hat sich klar gegen das Pro-jekt positioniert, durch Überflutung würden große Teile der Denkmallandschaft Peenemünde nicht mehr zugänglich, ein klarer Widerspruch zu den Zielen des Landes, das Museum Peenemünde zu entwickeln.

Geschlossene Ablehnung und versuchter Stimmenkauf: Außer bei einzelnen Personen aus dem Bereich der Naturschützer und der Besitzer von Splitterflächen in diesem Gelände gibt es nicht das geringste Verständnis für dieses Projekt in der Bevölkerung. Unsere BI vertritt also, im Unterschied zu den meisten anderen Bürgerinitiativen, die gesamte Bevölkerung. Die Argumen-tation des Leitenden Verwaltungsbeamten des Amtes Usedom Nord, nur durch dieses Projekt wür-de der Norden den Riegeldeich bekommen, denn das Land könne keine Termine dafür nennen, wurde durch das jüngst aktualisierte Regelwerk Küstenschutz des Landes widerlegt. Dort ist der Riegeldeich bis 2014 definitiv vorgesehen (Anlage 4). 
Alle wichtigen Vereine der Region sind mit einstimmigen Beschlüssen Mitglied unserer BI gewor-den: Förderverein Peenemünde, Schützenverein Karlshagen, Marinekameradschaft Karlshagen und Hegering Zinnowitz. 
Die Gemeindevertretungen der betroffenen Gemeinden Karlshagen, Trassenheide und Mölschow haben sich per Beschluss gegen das Projekt ausgesprochen. Auch der Kreistag Ostvorpommern hat mit großer Mehrheit das Ende der Planungen verlangt. Alle diese Beschlüsse wurden jedoch von den zuständigen Landesbehörden ignoriert bzw. mit dem Hinweis auf das Planfeststellungs-verfahren abgetan. Den Gipfel bei dieser Missachtung des Bürgerwillens stellen Versuche von EWN und sogar des Landes dar, sich die Zustimmung der Gemeindevertreter von Peenemünde zu erkaufen. Das geht aus einem Artikel der Ostsee-Zeitung vom 13. Mai 2009 hervor (Anlage 5).
Unsere bisherigen Aktionen und Reaktionen darauf:

Seit Bestehen der BI wurden etwa 7500 Unterschriften in der Bevölkerung gegen dieses Vorhaben gesammelt, die BI kann gegenwärtig auf 138 Mitglieder verweisen.

Wir haben ständig das Gespräch mit allen Beteiligten gesucht, sogar dem Vorhabensträger EWN ein zweites Mal die Gelegenheit gegeben, seine Pläne der Bevölkerung zu präsentieren. Zweimal trafen wir mit Minister Dr. Backhaus in Schwerin zusammen, auch mit Vertretern der Deutschen Bundesstiftung Umwelt als künftigem Flächeneigentümer haben wir Kontakt aufgenommen. Auf unser Drängen hin hat der Vorhabensträger EWN uns aktuelles Informationsmaterial zur Verfü-gung gestellt, der Vorsitzende der BI hat die Bürgersprechstunde bei Ministerpräsident Sellering im August 2009 in Wolgast genutzt, um das Anliegen vorzutragen. 
Wir wurden überall stereotyp auf das Planfeststellungsverfahren und dessen „Rechtsstaatlichkeit“ verwiesen, unser Standpunkt dazu ist in einem Leserbrief an die Ostsee-Zeitung deutlich formuliert (Anlage 6).

Bezug zum Steinkohlekraftwerk Lubmin:

Für uns ist es wichtig zu betonen, dass wir keine Gegner des Industriestandortes Lubmin sind. Wenn das SKW nicht gebaut werden sollte, bleibt das Projekt „Cämmerer See“ trotzdem auf dem Tisch, und wenn - umgekehrt - der Deich stehen bleibt, verhindert das nicht den Bau des SKW. Der Bezug zum Steinkohlekraftwerk kommt in unserer Satzung nicht vor. Auch deshalb können wir auf die geschlossene Unterstützung der Bevölkerung bauen, in der das Thema SKW kontrovers diskutiert wird.
Als Fazit haben wir bei allen beteiligten Behörden und beim Vorhabensträger den Stopp der Planungen und das Aussetzen des Planfeststellungsverfahrens gefordert. Die Antwort war überall negativ. 
Besonders aufschlussreich ist die Tatsache, wie Landesvertreter auf den Vorwurf des versuchten Zustimmungskaufs in Peenemünde reagiert haben und ihn noch zu rechtfertigen versuchen.

Die Anlagen 7 bis 13 dokumentieren den entsprechenden Briefwechsel.

Wir möchten an Ihre Verantwortung als gewählte Volksvertreter appellieren, nicht zuzulassen, dass so eindeutig wie in diesem Fall der Wille des Volkes und seiner gewählten Vertreter auf Gemeinde- und Kreisniveau ignoriert und der Politikverdrossenheit erneut Vorschub geleistet wird. 

Bitte unterstützen Sie unsere Forderung an Umweltminister Dr. Backhaus, endlich sein Verspre-chen wahr zu machen, auf die Insel zu kommen und sich unverzüglich mit Vertretern aller Betrof-fenen vor Ort zu beraten, wie das Herr Minister Schlotmann in einem ähnlichen Fall getan hat.
Wir laden Sie ein, sich vor Ort ein Bild von der Thematik und auch von der Haltung der Bevölke-rung zu machen.

Nutzen Sie Ihren politischen Einfluss und verhelfen Sie dem geschlossenen Bürgerwillen zu sei-nem Recht!

Abschließend möchten wir in diesem Zusammenhang betonen, dass auch Ihnen bekannte anti-demokratische Kräfte versucht haben, dieses Thema für sich zu nutzen. Unser konsequentes Auftreten nahm ihnen den Wind aus den Segeln, die entsprechende Landtagsfraktion bekommt auch dieses Schreiben nicht.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Rainer Höll

1. Vorsitzender

Nachsatz:

Auf der Ausschusssitzung am 15. Oktober 2009 lehnten es die Ausschussmitglieder von SPD und CDU ab, dem Vorschlag der Linken zu folgen und alle Betroffenen zum Thema anzuhören. Sie ignorierten vollständig die oben aufgeführten Argumente und demonstrierten damit eine uner-trägliche Arroganz. Die Vertreterin der FDP enthielt sich der Stimme.
